
 

 

 

Informationspflichten bei Erhebung personenbezogener Daten 
Hinweise für Handwerksbetriebe 

 

Transparenz durch Informationen 

Personen, deren Daten von einem anderen verar-

beitet werden, sollen im Vorlauf zur Datenverar-

beitung informiert werden. Insbesondere sollen 

sie erfahren, welche Daten über sie erhoben und 

zu welchem Zweck sie genutzt werden. Um diese 

Transparenz herzustellen, sind Betriebe verpflich-

tet, den jeweils betroffenen Personen zahlreiche 

Informationen über die beabsichtigte Datennut-

zung zu erteilen. Welche Informationen dies im 

Einzelnen sind, ist in den Art. 13 und 14 der Euro-

päischen Datenschutz-Grundverordnung (DSG-

VO) aufgelistet, die durch §§ 32 und 33 des Bun-

desdatenschutzgesetzes (BDSG) ergänzt werden.  

 

Bei den Informationspflichten sind drei Situationen 

zu unterscheiden: 

 

 Die Daten werden bei der Person, deren Da-

ten verarbeitet werden sollen, direkt erhoben. 

 

 Die Daten, die verarbeitet werden sollen, 

werden nicht bei der betroffenen Person 

selbst, sondern von einem Dritten erhoben. 

 

 Der Datenverarbeiter hat die Daten bereits 

vorliegen und möchte die Daten zu einem 

anderen Zweck nutzen, als zu dem, zu dem 

sie ursprünglich bei der betroffenen Person 

erhoben wurden.   

   

Erhebung personenbezogener Daten beim 
Betroffenen selbst (Art. 13 DSGVO) 

Werden personenbezogene Daten beim Betroffe-

nen direkt erhoben, müssen diesem insbesondere 

folgende Informationen mitgeteilt werden:  

 Identität des Verantwortlichen: Name und 

Kontaktdaten des Datenverarbeiters (bei juris-

tischen Personen zudem Name des Vertreters, 

z.B. Name des Geschäftsführers). 

 

 Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten 

(DSB): Dies gilt nur, sofern ein DSB bestellt 

ist. Der Name des DSB ist hierbei nicht zwin-

gend zu nennen. Zur Frage wann ein DSB zu 

bestellen ist, siehe Praxis Datenschutz zum 

betrieblichen DSB.  

 

 Verarbeitungszweck der Datennutzung: Z.B. 

für Werbemaßnahmen oder zur Abwicklung 

eines Vertrags. 

 

 Rechtsgrundlage der Datenverarbeitung: 

Entweder Benennung der gesetzlichen Norm, 

die die Datenerhebung erlaubt (siehe hierzu 

Praxis Datenschutz zu gesetzlichen Grundla-

gen) oder Einwilligung des Betroffenen (siehe 

hierzu Praxis Datenschutz zur Einwilligung). 

Bei einer Einwilligung ist zusätzlich der Hin-

weis auf das Recht zum Widerruf der Einwil-

ligung erforderlich.  

 

 Empfänger oder Kategorien von Empfängern 

der Daten: Gilt nur, wenn die Daten an Dritte 

weitergeleitet werden. Z.B. Weitergabe von 

Daten an die Creditreform. 

 

 Dauer der Verarbeitung oder Dauer der Da-

tenspeicherung: In der Regel dauert die Da-

tennutzung an, bis der Zweck der Datenverar-

beitung erreicht ist. 
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 Rechte der Betroffenen: Z.B. Recht auf 

Auskunft, Berichtigung, Löschung (siehe 

hierzu Praxis Datenschutz zu formelle Pflich-

ten).  

 

 Hinweis auf das Beschwerderecht bei der 

Aufsichtsbehörde. 

 

 Hinweis, ob die Bereitstellung der Daten für 

den Abschluss oder die Abwicklung eines 

Vertrags erforderlich ist: Z.B. Adresse des 

Kunden, wo der Auftrag zur Reparatur 

durchgeführt werden soll.  

 

Erhebung personenbezogener Daten bei 
Dritten (Art. 14 DSGVO) 

Werden personenbezogene Daten nicht beim 

Betroffen selbst, sondern bei einem Dritten oder 

aus öffentlichen Quellen erhoben, müssen zu-

nächst dieselben Angaben gemacht werden, wie 

bei der Erhebung beim Betroffenen selbst.  

 

Zusätzlich sind dem Betroffenen zwei weitere 

Informationen zu erteilen: 

 

 Welche Kategorien personenbezogener Da-

ten erhoben werden: Werden z.B. einfache 

Adressdaten oder besonders sensible Daten 

wie z.B. Gesundheitsdaten erhoben?  

 

 Aus welcher Quelle die personenbezogenen 

Daten stammen und ob es sich dabei um ei-

ne öffentlich zugängliche Quelle handelt. 

 
Zweckänderung 

Für den Fall, dass der Verantwortliche die Daten 

bereits vorliegen hat und für einen anderen Zweck 

weiterverarbeiten möchte, muss er die betroffenen 

Personen vor der Weiterverarbeitung über folgen-

de Aspekte informieren: 

 

 den neuen Zweck der Verarbeitung. 

 

 die Dauer der Verarbeitung (s.o.). 

 

 die Rechte des Betroffenen (s.o.).   

 Beschwerderecht (s.o.).  

 
Wann ist zu informieren?  

Im Fall der Datenerhebung beim Betroffenen müs-

sen die Informationen im Zeitpunkt der Datenerhe-

bung mitgeteilt werden. Werden die Daten nicht 

beim Betroffenen erhoben, muss der Verantwortli-

che die Informationen innerhalb einer angemesse-

nen Frist, spätestens jedoch nach einem Monat 

erteilen. Bei einer Zweckänderung ist der Betroffe-

ne vor der Verwendung der Daten zum neuen 

Zweck zu unterrichten. 

 

Gibt es Ausnahmen von der Informations-
pflicht? 

Die Information des Betroffenen ist nicht erforder-

lich, soweit dieser bereits Kenntnis über die einzel-

nen Angaben der Datenverarbeitung hat.    

 

Werden die Daten bei einem Dritten erhoben, darf 

die Information zudem unterbleiben, wenn die In-

formationserteilung unmöglich ist oder einen unver-

hältnismäßigen Aufwand erfordern würde.  

 
Sind Formvorschriften zu beachten? 

Die Informationen müssen nach Maßgabe von Art. 

12 Abs. 1 DSGVO in präziser, transparenter, ver-

ständlicher und leicht zugänglicher Form sowie in 

einer klaren und einfachen Sprache erteilt werden 

(siehe hierzu das beigefügte Muster).  

 

Die Übermittlung der Informationen sollte grund-

sätzlich in Textform erfolgen. Obwohl auch eine 

mündliche Information möglich ist, sollte in der Pra-

xis allein aus Beweisgründen die Textform gewählt 

werden. Hierbei spielt es keine Rolle, ob der Text in 

Papierform oder elektronisch übermittelt wird.  

 

Drohen bei Verstößen Sanktionen? 

Verstöße gegen die datenschutzrechtlichen Infor-

mationspflichten können gemäß Art. 83 Abs. 5 

DSGVO Strafen in Höhe von bis zu 20 Mio. EUR 

oder vier Prozent des Weltjahresumsatzes ausge-

sprochen werden.  


